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IER Institut für Energiewirtschaft und Rationelle Energie-
anwendung

IFIC International Feed-In Cooperation
IJEP International Journal of Environment and Pollution

(Zeitschrift)
insb. insbesondere
IUE Institut für Umwelttechnik und Energiewirtschaft
JEEPL Journal for European Environmental and Planning

Law (Zeitschrift)
JERL Journal of Energy and Natural Resources Law

(Zeitschrift)
JURA Juristische Ausbildung (Zeitschrift)
JuS Juristische Schulung (Zeitschrift)
JZ JuristenZeitung (Zeitschrift)
kW Kilowatt
kWh Kilowattstunden
KWK Kraft-Wärme-Kopplung
KWK-G Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz
m Meter
m. w. N. mit weiteren Nachweisen
Mrd. Milliarde
MW Megawatt
NeuRG Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts
NJW Neue Juristische Wochenschrift (Zeitschrift)
Nr. Nummer
NSCOGI North Seas Countries’ Offshore Grid Initiative
NTC Net Transfer Capacity
NuR Natur und Recht (Zeitschrift)
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NWE North Western European
OLG Oberlandesgericht
PTDF Power Transfer Distribution Factor
PTR Physical Transfer Right
PV Photovoltaik
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RabelsZ Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationa-
les Privatrecht

RdE Recht der Energiewirtschaft (Zeitschrift)
REN 21 Renewable Energy Policy Network for the 21st Cen-

tury
RIW Recht der internationalen Wirtschaft (Zeitschrift)
RL Richtlinie
Rn. Randnummer
Rs. Rechtssache
Rspr. Rechtsprechung
RW Zeitschrift für rechtwissenschaftliche Forschung
S. Satz/Seite
sog. sogenannte/r/s
Spstr. Spiegelstrich
t Tonne
ThürVBl Thüringer Verwaltungsblätter (Zeitschrift)
TRIPS Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte der

Rechte des geistigen Eigentums (Agreement on Tra-
de-Related Aspects of Intellectual Property Rights)

TRM Transmission Reliability Margin
TTC Total Transfer Capacity
UAbs. Unterabsatz
UEBL Leitlinien für staatliche Umweltschutz- und Energie-

beihilfen 2014-2020
UPR Umwelt- und Planungsrecht (Zeitschrift)
vgl. vergleiche
VO Verordnung
Vol. Volume (Band)
WBGU Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Glo-

bale Umweltveränderungen
WTO Welthandelsorganisation (World Trade Organisation)
z. B. zum Beispiel
ZEuS Zeitschrift für europarechtliche Studien
ZfE Zeitschrift für Energiewirtschaft
ZfU Zeitschrift für Umweltpolitik

Abkürzungsverzeichnis

25



ZG Zeitschrift für Gesetzgebung
ZNER Zeitschrift für neues Energierecht
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
 
Für weitere hier nicht genannte Abkürzungen wird auf Kirchner, Hildebert
(Hrsg.) Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 8. Aufl., Berlin 2015
verwiesen.
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Einleitung

Einführung in die Problemstellung

Mit dem Ziel, eine „neue europäische Energieunion“ zu schaffen, läutete
Jean-Claude Juncker im Jahr 2014 die energiepolitischen Ambitionen sei-
ner Amtszeit als EU-Kommissionspräsident ein.1 Die herausragende Rolle
erneuerbarer Energien in diesem Zusammenhang machte er unverkennbar
deutlich. Die Energieunion solle „weltweit die Nummer eins bei den er-
neuerbaren Energien“ werden.2 Diese strategische Ausrichtung ordnete
der Kommissionspräsident konsequent in das energiepolitische Zieldrei-
eck aus Nachhaltigkeit, Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit ein:
Die Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien ist Kernbestandteil der
europäischen Klimaschutzpolitik, dient der Diversifizierung der Energie-
ressourcen und der Senkung der Abhängigkeit von Energieimporten sowie
der mittel- und langfristigen Bezahlbarkeit von Energie.3

Der Ausbaufahrplan für erneuerbare Energien ist bereits klar abge-
steckt. Aktuell beträgt ihr Anteil am Bruttoendenergieverbrauch der EU
rund 16 %.4 Die europäische Erneuerbare-Energien-
Richtlinie 2009/28/EG5 fordert, dass es bis zum Jahr 2020 mindestens
20 % werden.6 Im Herbst 2014 einigten sich die Staats- und Regierungs-
chefs im Zuge der Verhandlungen des künftigen europäischen Klima- und
Energierahmens auf ein verbindliches Ziel für erneuerbare Energien für
das Jahr 2030 von mindestens 27 %.7 Schließlich zeigen Langfristszenari-

1. Kapitel:

A.

1 Juncker, Ein neuer Start für Europa (2014), S. 6.
2 Juncker, Ein neuer Start für Europa (2014), S. 6.
3 Juncker, Ein neuer Start für Europa (2014), S. 6.
4 EuroStat, Shares 2014 (2016).
5 Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 23. April 2009 zur

Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung
und anschließenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG,
ABl. EU Nr. L 140 vom 05.06.2009, S. 16 (Im Folgenden: Erneuerbaren-
RL 2009/28/EG oder RL 2009/28/EG).

6 Art. 3 Abs. 1 S. 2 RL 2009/28/EG.
7 Europäischer Rat, Tagung des Europäischen Rates 23./24. Oktober 2014 (2014),

S. 5 (Ziffer 3).
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en, dass erneuerbare Energiequellen gemeinsam mit der Energieeffizienz
die tragenden Säulen der künftigen europäischen Klima- und Energiepoli-
tik sein werden.8

Aber wird allein der ambitionierte Ausbau der erneuerbaren Energien
dem Ziel einer „Energieunion“ gerecht? Tatsächlich fordert die EU-Kom-
mission eine stärkere Zusammenarbeit im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien.9 Ebenso heben die Mitgliedstaaten ihrerseits die regionale Koopera-
tion in der Energiepolitik als „Schlüsselinstrument“ für die Vollendung
des Energiebinnenmarktes und die kosteneffiziente Erreichung der ener-
gie- und klimapolitischen Ziele hervor.10

Bislang folgt die europäische Energiepolitik jedoch keinem einheitli-
chen Ansatz. Das gilt auch für die Förderung erneuerbarer Energien. Alle
Mitgliedstaaten haben eigenständige nationale Fördersysteme etabliert, um
den Ausbau der erneuerbaren Energien auf ihrem Hoheitsgebiet voranzu-
treiben.

Die europarechtliche Frage liegt dabei auf der Hand: Kann ein derarti-
ger nationaler Förderansatz mit dem europäischen Binnenmarkt vereinbar
sein? Der Binnenmarkt fußt auf dem Grundsatz einer offenen Marktwirt-
schaft mit freiem Wettbewerb (Art. 3 Abs. 3 EUV i. V. m. dem Protokoll
über den Binnenmarkt und den Wettbewerb sowie Artt. 119
und 120 AEUV). Grundlage hierfür sind wiederum die ökonomischen Er-
kenntnisse, dass Wettbewerb zu einer effizienten Ressourcenallokation
führen11 und grenzüberschreitender Handel für alle Handelsparteien kom-
parative Kostenvorteile beinhalten soll12. Insbesondere der ehemalige EU-
Energiekommissar Günther Oettinger forderte in der Vergangenheit einen

8 EU-Kommission, Energiefahrplan 2050 (2011), S. 10 ff.
9 Vgl. etwa EU-Kommission, Bericht zur Lage der Energieunion 2015 (2015), S. 4;

EU-Kommission, Vollendung des Elektrizitätsbinnenmarktes und optimale Nut-
zung staatlicher Interventionen (2013), S. 19 f.; EU-Kommission, Erneuerbare En-
ergien: Fortschritte auf dem Weg zum Ziel für 2020 (2011), S. 13.

10 Rat der Europäischen Union, Governance-System der Energieunion (2015), S. 7
(Ziffer 1.6).

11 Grundlegend war das Werk “The Wealth of Nations” von Adam Smith aus dem
Jahr 1776. Für einen Nachdruck s. Smith, The Wealth of Nations (2009).

12 Grundlegend war das Werk „On the Principles of Political Economy and Taxati-
on“ von David Ricardo aus dem Jahr 1817. Für einen Nachdruck s. Ricardo, On
the Principles of Political Economy and Taxation (1988).
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einheitlichen Ansatz bzw. eine „Europäisierung“ der Fördersysteme.13

Vielfach bemühte er dabei einen vereinfachenden Vergleich, nach dem
auch Orangen im Süden und nicht im Norden Europas angepflanzt wür-
den, und kritisierte dabei den starken Ausbau der Solarenergie in Deutsch-
land.14

Mit Blick auf den effektiven Umwelt- und Klimaschutz muss allerdings
festgestellt werden, dass sich die nationalen Fördersysteme der Mitglied-
staaten bislang als überaus wirkungsvolle Instrumente zum Ausbau der er-
neuerbaren Energien erwiesen haben. Seit Erlass der ersten Erneuerbaren-
Richtlinie im Jahr 200115, die erstmals nationale – wenn auch zunächst le-
diglich indikative – Ziele für erneuerbare Energien vorsah, wurde der An-
teil der erneuerbaren Energien erheblich gesteigert. Ihr Anteil am Brutto-
endenergieverbrauch der EU wurde von 8,5 % im Jahr 2004 auf 16 % im
Jahr 2014 knapp verdoppelt.16 Im Strombereich belief sich die Steigerung
von rund 14 % im Jahr 2001 auf über 27 % im Jahr 2014.17 Sowohl die
erste Erneuerbaren-Richtlinie 2001/77/EG als auch die aktuelle Erneuer-
baren-Richtlinie 2009/28/EG18 betonen die Notwendigkeit der Funktions-
fähigkeit der nationalen Fördersysteme.19 Auch der EuGH hob diesen As-

13 S. etwa Eder/Wetzel, Die Welt vom 07.02.2014; EU-Kommission, Erneuerbare En-
ergieträger: Kommission bestätigt Bedeutung von Marktintegration und Wachstum
über 2020 hinaus (2012), S. 1; Entsprechende Formulierung auch in Mitteilungen
der EU-Kommission, s. bspw. EU-Kommission, Vollendung des Elektrizitätsbin-
nenmarktes und optimale Nutzung staatlicher Interventionen (2013), S. 12; Vertie-
fend zum Begriff der „Europäisierung“ der Energiepolitik und einem systemati-
schen Versuch der „Begriffsentwirrung“ s. Gawel/Strunz/P. Lehmann, ZfE Jg. 38
(2014), 163, 164 ff.

14 Vgl. Oettinger, Integration 2012, 51, 58; Zeit Online vom 26.06.2011.
15 Richtlinie 2001/77/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 27. Sep-

tember 2001 zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen
im Elektrizitätsbinnenmarkt, ABl. Nr. L 283 vom 27.10.2001, S. 33 (im Folgen-
den: Erneuerbaren-Richtlinie 2001/77/EG oder RL 2001/77/EG).

16 EuroStat, Shares 2014 (2016).
17 EuroStat, Shares 2014 (2016).
18 Richtlinie des europäischen Parlamentes und des Rates vom 23. April 2009 zur

Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung
und anschließenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG,
ABl. L 140 vom 05.06.2009, S. 16 (im Folgenden: Erneuerbaren-RL 2009/28/EG
oder RL 2009/28/EG).

19 Erwägungsgrund 14 RL 2001/77/EG sowie Erwägungsgrund 25 RL 2009/28/EG.
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pekt im Jahr 2014 in der Rechtssache Ålands Vindkraft ausdrücklich her-
vor.20

Dabei drängt sich die Frage auf, ob der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien nicht ebenso effektiv und sogar effizienter umgesetzt werden könnte,
wenn nationale Fördersysteme für ausländischen Strom geöffnet würden
bzw. ein einheitlicher europäischer Fördermechanismus eingeführt würde.
Mit Blick auf den Klimaschutz könnte argumentiert werden, dass der Kli-
mawandel ein globales, grenzüberschreitendes Phänomen ist und es daher
im Grunde nicht darauf ankommt, wo klimaschädlicher Strom aus fossilen
Energieträgern durch Strom aus erneuerbaren Energien ersetzt wird. Vor-
aussetzung wäre jedoch, dass eine derartige Öffnung der Fördersysteme
den Ausbau der erneuerbaren Energien weiterhin effektiv gewährleistet.
Wie im Verlauf der Arbeit herausgearbeitet wird, liegt das Problem jedoch
insbesondere in der Gefährdung der Funktionsfähigkeit nationaler Förder-
systeme und der Erreichung der mit ihr verbundenen Zielsetzungen. Es
wird deutlich werden, dass zwischen Verwirklichung des Binnenmarktes
einerseits und effektivem Umweltschutz durch nationale Förderinstrumen-
te andererseits ein Spannungsverhältnis besteht.

Angesichts der ambitionierten europäischen Ausbauziele für erneuerba-
re Energien stellt sich dennoch die Frage, ob ein rein nationaler Förderan-
satz mit dem Binnenmarkt vereinbar sein kann. Bei Betrachtung der natio-
nalen Zielsetzungen in einigen Vorreiterstaaten wird die Relevanz dieser
Frage noch deutlicher: So strebt beispielsweise Dänemark bis zum Jahr
2050 eine vollständige Stromversorgung aus erneuerbaren Energien an.21

In Deutschland soll es bis dahin ein Anteil von mindestens 80 % sein.22

Bei derartig hohen Anteilen erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung
sind die Relevanz und die Tragweite einer rein nationalen Förderung un-
verkennbar. In Anlehnung an das europäische Motto „In Vielfalt geeint“23

muss daher auch aus rechtlicher Sicht beantwortet werden, ob die Förde-
rung erneuerbarer Energien Vielfalt, Einheit oder einen Zwischenweg er-
fordert.

Die EU-Kommission hat für das Jahr 2016 einen Legislativvorschlag
für einen neuen Förderrahmen für erneuerbare Energien angekündigt, der

20 EuGH vom 01.07.2014, C-573/12, Rn. 99 – Ålands Vindkraft.
21 Danish Government, The Danish Climate Policy Plan (2013), S. 14.
22 BMWi, Die Energie der Zukunft (2015), S. 7.
23 So seit dem Jahr 2000 das offizielle Motto der EU, s. http://europa.eu/about-eu/bas

ic-information/symbols/motto/index_de.htm.
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